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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
Az: B 5 RS 69/10 B 
 
L 4 R 267/08 (Sächsisches LSG) 
S 4 R 164/06 (SG Dresden) 
 
 
 
……………………………………. , 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte: ………………………………….., 
  
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Bund 
- Versorgungsträger für die Zusatzversorgungssysteme -, 
Hirschberger Straße 4, 10317 Berlin, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 
 

Der 5. Senat des Bundessozialgerichts hat am 24. Mai 2011 durch den 

Vorsitzenden Richter   Dr.  B e r c h t o l d    sowie die Richter   Dr.  K o l o c z e k  

und   K a r m a n s k i  

beschlossen:  

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des 

Sächsischen Landessozialgerichts vom 12. Oktober 2010 wird als unzulässig ver-

worfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine Kosten zu er-

statten. 
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G r ü n d e : 

 

Mit Urteil vom 12.10.2010 hat das Sächsische LSG einen Anspruch des Klägers auf Feststel-

lung der Zeit vom 1.4.1982 bis 31.12.1985 als Zeit der Zugehörigkeit zur freiwilligen 

zusätzlichen Altersversorgung für hauptamtliche Mitarbeiter des Staatsapparats, hilfsweise der 

Zugehörigkeit zur zusätzlichen Altersversorgung der technischen Intelligenz sowie der in 

diesem Zeitraum erzielten Entgelte verneint. 

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in diesem Urteil hat der Kläger Beschwerde beim BSG 

eingelegt. Er beruft sich auf die grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache iS von § 160 Abs 2 

Nr 1 SGG und Verfahrensmängel iS von § 160 Abs 2 Nr 3 SGG. 

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde des Klägers ist unzulässig, weil sie nicht formgerecht begrün-

det ist. 

 

Die Revision ist nur zuzulassen, wenn 

 - die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat (§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG), 

 - das Urteil von einer Entscheidung des BSG, des GmSOGB oder des BVerfG abweicht 

und auf dieser Abweichung beruht (aaO Nr 2) oder 

 - ein Verfahrensmangel geltend gemacht wird, auf dem die angefochtene Entscheidung 

beruhen kann (aaO Nr 3). 

 

Derartige Gründe werden in der Beschwerdebegründung nach Maßgabe der Erfordernisse des 

§ 160a Abs 2 Satz 3 SGG nicht dargetan. Die Beschwerde ist daher gemäß § 160a Abs 4 

Satz 1 iVm § 169 SGG zu verwerfen. 

 

Eine Rechtssache hat nur dann grundsätzliche Bedeutung, wenn sie eine Rechtsfrage aufwirft, 

die über den Einzelfall hinaus aus Gründen der Rechtseinheit oder der Fortbildung des Rechts 

einer Klärung durch das Revisionsgericht bedürftig und fähig ist. Der Beschwerdeführer muss 

daher anhand des anwendbaren Rechts und unter Berücksichtigung der höchstrichterlichen 

Rechtsprechung angeben, welche Fragen sich stellen, dass diese noch nicht geklärt sind, wes-

halb eine Klärung dieser Rechtsfragen aus Gründen der Rechtseinheit oder der Fortbildung des 

Rechts erforderlich ist und dass das angestrebte Revisionsverfahren eine Klärung erwarten 

lässt. Ein Beschwerdeführer muss mithin, um seiner Darlegungspflicht zu genügen, eine 

Rechtsfrage, ihre (abstrakte) Klärungsbedürftigkeit, ihre (konkrete) Klärungsfähigkeit (Entschei-

dungserheblichkeit) sowie die über den Einzelfall hinausgehende Bedeutung der von ihm ange-

strebten Entscheidung (so genannte Breitenwirkung) darlegen (zum Ganzen vgl BSG SozR 

3-1500 § 160a Nr 34 S 70 mwN). Diesen Anforderungen wird die vorliegende Beschwerdebe-

gründung nicht gerecht. 
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Der Kläger hält folgende Frage für grundsätzlich bedeutsam: 

"Ist ein Anspruch auf (korrigierende) Überleitung von in die freiwillige zusätzliche Rentenversi-
cherung (FZR) geleisteten Zahlungen auf ein zur Anerkennung von Beschäftigungszeiten be-
rechtigendes Zusatzversorgungssystem der Anlage 1 Nr. 1 bis 27 zum AAÜG und auf Weiter-
führung desselben - hier der freiwilligen zusätzlichen Altersversorgung für hauptamtliche Mit-
arbeiter des Staatsapparates (AVSt) - durch Schließung des Zusatzversorgungssystems zum 
30.06.1990 ausgeschlossen?" 
 

Der Kläger hat damit bereits keine hinreichend konkrete Rechtsfrage zum Anwendungsbereich 

einer revisiblen Rechtsnorm formuliert. Er lässt nämlich offen, welche bundesrechtliche(n) 

Norm(en) mit Blick auf welche Bestimmung(en) ausgelegt werden soll(en), um die 

Rechtseinheit zu wahren oder das Recht fortzubilden. 

 

Er hat es zudem versäumt, die Klärungsbedürftigkeit seiner Frage darzutun. Eine Rechtsfrage 

ist dann nicht klärungsbedürftig, wenn die Antwort praktisch außer Zweifel steht, sich zB unmit-

telbar aus dem Gesetz ergibt oder bereits höchstrichterlich geklärt ist. Als höchstrichterlich ge-

klärt ist eine Rechtsfrage auch dann anzusehen, wenn das Revisionsgericht bzw das BVerfG 

diese zwar noch nicht ausdrücklich entschieden hat, jedoch schon eine oder mehrere höchst-

richterliche Entscheidungen ergangen sind, die ausreichende Anhaltspunkte zur Beurteilung 

der von der Beschwerde als grundsätzlich herausgestellten Rechtsfrage geben (vgl BSG SozR 

3-1500 § 160 Nr 8 S 17; s hierzu auch Fichte in Breitkreuz/Fichte, SGG, 2009, § 160a RdNr 41 

mwN). Im Hinblick hierauf muss in der Beschwerdebegründung unter Auswertung der höchst-

richterlichen Rechtsprechung zu dem Problemkreis substantiiert vorgetragen werden, dass das 

BSG bzw das BVerfG zu diesem Fragenbereich noch keine Entscheidung gefällt oder durch die 

schon vorliegenden Urteile die hier maßgebende Frage von grundsätzlicher Bedeutung noch 

nicht beantwortet hat (Krasney/Udsching, Handbuch des sozialgerichtlichen Verfahrens, 5. Aufl 

2008, Kap IX RdNr 183 mwN). 

 

Hieran fehlt es. Der Kläger behauptet noch nicht einmal, dass die von ihm aufgeworfene Frage 

bisher höchstrichterlich nicht entschieden sei. Die Darstellung der eigenen Rechtsansicht 

ersetzt nicht die Darlegung der Klärungsbedürftigkeit gemäß § 160a Abs 2 Satz 3 SGG und die 

in diesem Zusammenhang vorzunehmende Auseinandersetzung mit der thematisch 

einschlägigen Rechtsprechung. Der Umstand, dass der Kläger die vom LSG vertretene 

Auffassung für "unrichtig" hält, rechtfertigt keine Zulassung der Revision wegen grundsätzlicher 

Bedeutung (vgl BSG SozR 1500 § 160a Nr 7). 

 

Der Kläger rügt des Weiteren eine Verletzung seines Anspruchs auf Gewährung rechtlichen 

Gehörs iS von § 62 SGG, Art 103 Abs 1 GG. Ein solcher Verstoß liegt ua vor, wenn das Gericht 

seiner Pflicht, das Vorbringen der Beteiligten zur Kenntnis zu nehmen und in seine Erwägungen 

einzubeziehen, nicht nachgekommen ist (vgl BSG SozR 3-1500 § 62 Nr 19 S 33 mwN) oder 

sein Urteil auf Tatsachen und Beweisergebnisse stützt, zu denen sich die Beteiligten nicht 

haben äußern können (vgl BSG SozR 3-1500 § 62 Nr 12 S 19). Dementsprechend sind 
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insbesondere Überraschungsentscheidungen verboten (vgl dazu Keller in Meyer-

Ladewig/Keller/Leitherer, SGG, 9. Aufl 2008, § 62 RdNr 8a, 8b mwN). Eine Entscheidung 

überrascht, wenn mit ihr auch ein gewissenhafter und kundiger Prozessbeteiligter selbst unter 

Berücksichtigung der Vielzahl vertretbarer Rechtsauffassungen nach dem bisherigen Verlauf 

des Verfahrens nicht zu rechnen brauchte (vgl BVerfGE 86, 133, 144 f; BSG Beschlüsse vom 

21.9.2006 - B 12 KR 24/06 B - Juris RdNr 9, und vom 5.12.2001 - B 7 AL 166/01 B - Juris 

RdNr 6; Kummer, Die Nichtzulassungsbeschwerde, 2. Aufl 2010, RdNr 701). Zur Begründung 

eines entsprechenden Revisionszulassungsgrundes ist nicht nur der Verstoß gegen diesen 

Grundsatz selbst zu bezeichnen, sondern auch darzutun, welches Vorbringen ggf dadurch 

verhindert worden ist und inwiefern die angefochtene Entscheidung darauf beruhen kann (BSG 

SozR 1500 § 160a Nr 36). Ferner ist Voraussetzung für den Erfolg einer Gehörsrüge, dass der 

Beschwerdeführer darlegt, seinerseits alles getan zu haben, um sich rechtliches Gehör zu 

verschaffen (BSG SozR 3-1500 § 160 Nr 22 S 35; vgl auch BSGE 68, 205, 210 = SozR 3-2200 

§ 667 Nr 1 S 6). Diesen Anforderungen wird die Beschwerdebegründung nicht gerecht. 

 

Der Kläger rügt zunächst, er sei zu folgenden Ausführungen im angefochtenen Urteil nicht 

gehört worden: "Ob er den im Schreiben vom 25.11.1985 angekündigten Einspruch überhaupt 

eingelegt hat und wie ggf. ein solches Einspruchsverfahren ausgegangen ist, hat der Kläger 

weder im Verwaltungs- noch im gerichtlichen Verfahren mitgeteilt". Er legt jedoch insbesondere 

nicht dar, inwieweit er hierdurch belastet sein könnte, obwohl sich das Berufungsgericht mit 

dem - fehlenden - Erfolg eines derartigen Einspruchs auseinandersetzt und ihn insofern gerade 

unterstellt. 

 

Soweit sich der Kläger des Weiteren mit der Beweiswürdigung des LSG hinsichtlich der Bei-

tragsnachweiskarte und des Nachweises über Zeiten der ununterbrochenen Tätigkeit im 

Staatsapparat ab 1.1.1980 befasst, verkennt er, dass derartige Rügen im Verfahren der 

Nichtzulassungsbeschwerde ausdrücklich ausgeschlossen sind (§ 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 

SGG). Eine Verpflichtung des Tatsachengerichts, Beteiligte auf eine beabsichtigte 

Beweiswürdigung hinzuweisen, gibt es nach der ständigen Rechtsprechung des BSG und des 

BVerfG grundsätzlich nicht. Vielmehr wird mit diesem Vorbringen eine Verletzung des § 128 

Abs 1 Satz 1 SGG gerügt. 

 

Soweit der Kläger schließlich auch eine vermeintliche Unrichtigkeit des angefochtenen Urteils 

rügt, verkennt er, dass hierauf die Nichtzulassungsbeschwerde von vornherein nicht gestützt 

werden kann (vgl BSG SozR 1500 § 160a Nr 7). Von einer weiteren Begründung sieht der 

Senat ab. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 Abs 1 SGG. 
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